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§ 1 Die Notwendigkeit systematischer Überlegungen 
zum Gesellschaftszusatz im Firmenrecht 

Dem Firmenrecht ist unlängst idyllische Provinzialität und liebens-
werte Irrationalität bescheinigt worden1• In der Tat fordert es zur 
Kritik heraus, wenn auf der einen Seite der Grundsatz der Firmen-
wahrheit immer wieder durchbrochen2, auf der anderen Seite am 
Grundsatz der Unterscheidbarkeit von Finnen am selben Ort nach-
drücklich festgehalten wird3 • Dieser scheinbare Widerspruch in der 
Anwendung des Grundsatzes der Firmenwahrheit ist jedoch in der 
Anlage des deutschen Firmenrechts begründet. Es läßt sich als Misch-
system4 kennzeichnen': Die ursprüngliche Finna unterliegt dem Grund-
satz strenger Firmenwahrheit, während bei einem Wechsel des Unter-
nehmensträgers die Fortführung einer übernommenen Finna auf 
Kosten der zuverlässigen Infonnation über die Inhaberschaft am Unter-
nehmen gestattet ist. Einer Firma kann aber meist nicht entnommen 
werden, ob es sich um eine ursprüngliche oder abgeleitete Finna 
handelt. Daher ist auch der Informationswert der ursprünglichen Firma 
zweifelhaft6• Auf diesen Gegebenheiten dürfte es u. a. beruhen, daß 
systematische Untersuchungen zum Firmenrecht selten sind7 • 

Allerdings ist die Rechtsprechung stets um eine Ordnung des Firmen-
rechts bemüht gewesen8• Sie hat die Grundsätze der Firmenwahrheit, 

1 Wiethölter, in: Aktuelle Probleme, S. 49. 
2 Die GmbH u. Co. kann eine Firma "Josef Schütz" unverändert fortführen 

(vgl. Sudhoff, in: Aktuelle Probleme, S. 59). 
3 BGHZ 46, 7. 
4 Hofmann, JuS 1972, 233 Anm. 7 m. w. Nachw. 
5 Demgegenüber tendieren die romanischen Rechte und das schweizerische 

Recht (dazu Joos) zur strengen Firmenwahrheit, während in den anglo-
amerikanischen Rechtskreisen (dazu Hofstetter) firmenrechtliche Gestaltungs-
freiheit herrscht (vgl. Hofmann, JuS 1972, 233 Anm. 3 und 4 m. w. Nachw.). 
Nach Wiethölter, in: Aktuelle Probleme, S. 49, hat "hinter dem gesamten 
Firmenrecht ein Privatkrieg zwischen Bartolus (Firma = Zeichen für ein 
Unternehmen, also Firmenfreiheit) und Baldus (Firma= Name für den 
Unternehmer, also keine Freiheit) gestanden". 

8 Wessel, BB 1972, 67 l. Sp. oben. 
7 Das Firmenrecht erscheint "immer etwas blutleer" (Sudhoff, in: Aktuelle 

Probleme, S. 59). Hofmann, JuS 1972, 233 hält es nicht für erforderlich, eine 
neue Theorie der Firmenwahrheit zu entwickeln. 

8 Zunächst in dem Bestreben, daß- nachdem ein Handelsregister geschaf-
fen worden war, in das alle Firmen eingetragen werden mußten - unwahre 
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Firmenklarheit, Firmenbeständigkeit, Firmeneinheit, Firmenausschließ-
lichkeit und Firmenöffentlichkeit entwickelt und verfeinert, so daß seit 
der Jahrhundertwende Änderungen der firmenrechtlichen Vorschriften 
nicht mehr erforderlich schienen9• Eine klare Systematik des Firmen-
rechts ist jedoch nicht erkennbar. Das mag eine Ursache darin haben, 
daß das Firmenrecht überwiegend durch Entscheidungen der Ober-
landesgerichte geprägt wird10. Diese "Provinzialität" steht einer einheit-
lichen Rechtsentwicklung entgegen, die bei der zunehmenden räum-
lichen Ausdehnung der Unternehmen wünschenswert erscheint. Zum 
anderen muß man feststellen, daß mit der bloßen Vermehrung von 
Meinungsäußerungen allein heute ein einheitlich gehandhabtes Firmen-
recht nicht zU erreichen ist11• 

Hinsichtlich des Gesellschaftszusatzes wird der Grundsatz der Firmen-
wahrheit freilich auch bei der abgeleiteten Firma strenger durch-
geführt12. Das beruht zum einen auf den ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelungen13, zum anderen darauf, daß die "Rechtsnatur" des Firmen-
inhabers als besonders wichtige Information angesehen wird14. Aber 
auch in den Entscheidungen, die sich mit dem Gesellschaftszusatz in 
der abgeleiteten Firma befassen, erfolgt die Lösung kasuistisch15, maß-

Angaben daraus möglichst ferngehalten werden sollten (so die Begründung 
des Täuschungsverbots in Art. 16 II ADHGB: v. Hahn, S. 89; Koch, Art. 16 
Anm. 32, S. 239). 

9 Reformbemühungen sind vereinzelt geblieben (vgl. etwa Franke, Zur 
Reform des Firmenrechts und der Handelsregistereintragung, Köln 1937; 
J. v. Gierke, ZHR 100, 305 ff.; Kröner, ZAkiDR 1936, 1046 ff.; Randenborgh, 
DNotZ 1961, 508; Wessel, BB 1969, 885 ff.; Wellmann, GmbHRdSchau 1972, 
193). 

10 Zwischen den Weltkriegen durch das KG und das BayObLG als den 
damals für die weitere Beschwerde allein zuständigen Oberlandesgerichten 
(vgl. WeHmann, GmbHRdSchau 1972, 193). 

11 WeUmann, GmbHRdSchau 1972, 193. 
12 Nimmt man das Urteil BGHZ 53, 65 = BB 1970, 318, das Urteil BGHZ 

62, 217 = NJW 1974, 1191 sowie den Vorlegungsbeschluß des OLG Hamm, 
NJW 1973, 2000 und die Reformbemühungen (§ 24 a HGB) zusammen, kann 
man von einer Tendenz zu uneingeschränkter Firmenwahrheit beim Gesell-
schaftszusatz sprechen. 

13 §§ 4 AktG, 4 GmbHG, 3 GenG. 
14 Die obligatorische Urform, gewissermaßen ihr essentiale, ergibt sich aus 

der wahren Angabe der Rechtsform des Firmeninhabers (vgl. Bußmann, 
s. 24). 

15 Balser/Meyer/Pichura, S. 29. Wird die Firma einer AG, KGaA oder 
GmbH fortgeführt, so muß der nicht mehr zutreffende Gesellschaftszusatz 
gestrichen werden. Ebenso der Zusatz "OHG", wenn eine KG die Firma 
übernimmt. - Weniger bedenklich ist es nach Ansic!lt von Westermann, 
Harry, Handbuch I Rn 139 m. w. Nachw., wenn der Zusatz "KG" erhalten 
bleibt, obwohl die Firma von einer OHG fortgeführt wird. - Bei Firmen-
fortführung durch einen Einzelkaufmann müssen die Zusätze "OHG" und 
"KG" weggelassen werden (Westermann, Harry, Handbuch I Rn 139 m. w. 
Nachw.). Dagegen kann eine Firma, die in anderer Weise auf eine Personen-
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gehlich unter dem Gesichtspunkt, ob der Rechtsverkehr getäuscht und 
geschädigt werden kann. Wegen der Bedeutung des Gesellschaftszusat-
zes ist aber eine über den Einzelfall hinausgehende systematische 
Betrachtung erforderlich. 

Besonders deutlich wird das im Bereich der Grundtypenvermischung. 
Die "Sägewerke GmbH" ist einziger Komplementär einer KG. Kann 
diese - bei wörtlicher Anwendung des § 19 HGB - firmieren: "Säge-
werke GmbH und Co." (ist das eine OHG?), "Sägewerke GmbH und 
Co. KG" (diese Firmierung scheint sich immer mehr durchzusetzen), 
"Sägewerke GmbH KG" (was ist eine "GmbH KG"?), "KG Sägewerke 
GmbH" (ist das eine KG oder eine GmbH?), "GmbH Sägewerke KG"? 

Bei dem erneuten Siegeszug18 der GmbH und Co. ist es nicht verwun-
derlich, daß die neueren firmenrechtlichen Untersuchungen die Firma 
der GmbH und Co. zum Gegenstand haben17• Dabei wird zum Teil 
versucht, durch Differenzierungen im Gesellschaftsrecht: GmbH und Co., 
GmbH und Co. im weiteren, im engeren Sinne, GmbH undCo. KG,GmbH 
und Co. als "Einheitsgesellschaft" (im engsten Sinne), Ein-Mann-GmbH 
und Co. KG18 firmenrechtliche Lösungen zu finden. Inwieweit zwischen 
Gesellschaftsrecht und Firmenrecht eine wechselseitige Beeinflussung 
besteht, wird noch zu untersuchen sein. Den auf die Firma der GmbH 
und Co. beschränkten Untersuchungen muß man freilich eines entgegen-
halten19: Es handelt sich nicht um ein Problem der GmbH und Co., 
sondern um ein allgemeines firmenrechtliches Problem20• 

mehrheit hindeutet, unverändert fortgeführt werden (kritisch dazu Wester-
mann, Harry, Handbuch I Rn 139). - Bei Fortführung der Firma eines 
Einzelkaufmanns durch eine OHG ist in der Regel ein Gesellschaftszusatz 
nicht unbedingt erforderlich (Westermann, Harry, Handbuch I Rn 139 m. w. 
Nachweisen; BGH, NJW 1974, 1191). 

16 Der erste Höhepunkt lag in den Jahren nach 1920. Die GmbH und Co. 
war damals stärker eine Rechtsform für Untemehmensverbindungen. Heute 
ist ihre wichtigste und meistverbreitete Erscheinungsform die eines Rechts-
kleides für mitteständische Unternehmen, bei denen die GmbH einziger 
Komplementär ist, ihr im wesentlichen die Geschätfsführung der KG obliegt 
und die Gesellschafter beider Gesellschaften ganz oder teilweise identisch 
sind (vgl. Schilling, in: Festg. f. Kunze, S. 189). 

17 Hofmann, JuS 1972, 234 Anm. 12m. w. Nachw.; Gohl. 
18 Zusammenstellung bei Daubenbilchel, S. 24. 
19 Insbesondere Gohl, der (S. 32) ein aus den §§ 4 AktG, 4 GmbHG abgelei-

tetes Prinzip der Offenkundigkelt . zur· Zulässigkeltsvoraussetzung gesell-
schaftsvertraglicher Gestaltungen erbebt. 

20 Register- (und Firmen-)recht entscheiden nicht über die Zulässigkelt 
gesellschaftsvertraglicher Gestaltungen (vgl. Westermann, Vertragsfreiheit, 
S. 452 Anm. 53 mit Hinweis auf F. Baur, Der Testamentsvollstrecker als 
Unternehmer, in: Festschr. f . Dölle, S. 259 f.: "dienende Funktion des 
Registers"). 

2 Sternberg 


